
 

 

MEDIENMITTEILUNG Bern, 5. April 2019 

Städteverband begrüsst Entscheid gegen Tempo-30-Blockade 

Der Schweizerische Städteverband ist erfreut, dass die Verkehrskommission des Ständerats 

die Parlamentarische Initiative «Den Verkehrsfluss auf Hauptverkehrsachsen nicht verunmögli-

chen» erneut abgelehnt hat. Der Vorstoss, der Tempo 30 auf Hauptverkehrsstrassen nur noch 

aus Sicherheitsgründen zulassen will, würde die Gemeindeautonomie einschränken und ein 

effizientes Instrument für den Lärmschutz und zur Verstetigung des Verkehrs verbieten. Der 

Städteverband zählt darauf, dass das Plenum der kleinen Kammer gleich entscheiden wird. 

Die Verkehrskommission des Ständerates hat der Parlamentarischen Initiative «Den Verkehrsfluss auf 

Hauptverkehrsachsen nicht verunmöglichen» auch in der zweiten Beratung keine Folge gegeben. Der 

Städteverband ist erfreut über diesen Entscheid. Bei einer Annahme würden mit einer sachlich nicht 

gerechtfertigten Verlagerung von Kompetenzen zum Bund die Handlungsspielräume der Städte im 

Verkehrsmanagement massiv beschnitten. Die Städte würden eines Instruments beraubt, mit dem sie 

ihren spezifischen Herausforderungen vor Ort, die sie am besten kennen, massgeschneidert Rech-

nung tragen können.  

Anders als im Text zur Begründung des Vorstosses argumentiert wird, kann bereits heute «aus rein 

politischen Gründen» die Höchstgeschwindigkeit nicht reduziert werden. Dies lässt sich erst anordnen, 

wenn sich konkrete Ziele der Sicherheit, des Verkehrsflusses und des Umweltschutzes auf eine an-

dere Weise nicht erreichen lassen. Dass solche Entscheide nicht unbegründet, sondern im vorgege-

benen Rahmen getroffen werden, hat das Bundesgericht 2018 zweimal bestätigt. 

Die Leistungsfähigkeit des Verkehrs und die Reisegeschwindigkeit hängen weniger von der signali-

sierten Höchstgeschwindigkeit ab als von der Gestaltung von Knoten oder von den jeweiligen Misch-

formen des Verkehrs. Je nach Situation kann eine Reduktion der allgemeinen Höchstgeschwindigkeit 

den Verkehrsablauf verbessern. Damit Hauptstrassen innerorts ihrer Netzfunktion optimal gerecht 

werden können, ist in jedem einzelnen Fall das Zusammenwirken aller Faktoren zu analysieren. Das 

Parlament kann die Kantone, Städte und Gemeinden dabei am besten unterstützen, wenn es ihnen 

möglichst viele Spielräume zur Interessenabwägung im konkreten Fall belässt. Dies trägt letztlich auch 

zu einem optimalen Verkehrsfluss auf den Hauptstrassen innerorts bei. 

Weitere Informationen: 

Nationalrat Kurt Fluri, Präsident Schweizerischer Städteverband, Stadtpräsident Solothurn,  

Tel. 079 415 58 88. 

Sami Kanaan, Stadtpräsident Genf, Vizepräsident Schweizerischer Städteverband,  

Tel. 079 204 30 12. 

Renate Amstutz, Direktorin Schweizerischer Städteverband, 079 373 52 18. 
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Hintergrundinformationen zum Schweizerischen Städteverband 

Der Städteverband zählt 133 Mitglieder. Er vertritt die Interessen und Anliegen der Städte, 

Agglomerationen und städtischen Gemeinden und ist damit die Stimme der urbanen Schweiz, in 

der rund drei Viertel der Schweizer Bevölkerung leben und 84 % der Wirtschaftsleistung unseres 

Landes erbracht werden. 

 


